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Art. 28
(1) Die Union umfasst eine Zollunion, die sich auf den gesamten Warenaustausch erstreckt; 
sie umfasst das Verbot, zwischen den Mitgliedstaaten Ein- und Ausfuhrzölle und Abgaben 
gleicher Wirkung zu erheben, sowie die Einführung eines Gemeinsamen Zolltarifs gegen-
über dritten Ländern.

Art. 34
Mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung sind zwi-
schen den Mitgliedstaaten verboten.

Art. 36
Die Bestimmungen der Artikel 34 … stehen Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhrverboten oder 
-beschränkungen nicht entgegen, die aus Gründen der öffentlichen Sittlichkeit, Ordnung 
und Sicherheit, zum Schutze der Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren oder 
Pflanzen, des nationalen Kulturguts von künstlerischem, geschichtlichem oder archäolo-
gischem Wert oder des gewerblichen und kommerziellen Eigentums gerechtfertigt sind. 
Diese Verbote oder Beschränkungen dürfen jedoch weder ein Mittel zur willkürlichen 
Diskriminierung noch eine verschleierte Beschränkung des Handels zwischen den Mitglied-
staaten darstellen.

Art. 110
Die Mitgliedstaaten erheben auf Waren aus anderen Mitgliedstaaten weder unmittelbar 
noch mittelbar höhere inländische Abgaben gleich welcher Art, als gleichartige inländische 
Waren unmittelbar oder mittelbar zu tragen haben. Die Mitgliedstaaten erheben auf Waren 
aus anderen Mitgliedstaaten keine inländischen Abgaben, die geeignet sind, andere Pro-
duktionen mittelbar zu schützen.

Auszug aus einem Urteil des EuGH vom 20.02.1979:
„Jedes in einem Mitgliedsstaat rechtmäßig hergestellte und in Verkehr gebrachte Erzeugnis 
ist grundsätzlich auf dem Markt der anderen Mitgliedsstaaten zuzulassen.“
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